 BFG
" BUNDESFINANZGERICHT GZ.RV/4100181/2025

REPUBLIK OSTERREICH

IM NAMEN DER REPUBLIK

Das Bundesfinanzgericht hat durch den Richter Mag. Volker Mayer in der Beschwerdesache
rEEBfL*HR* *EXBf1-Adr***, (iber die Beschwerde vom 8. August 2022 gegen den Bescheid des
Finanzamtes Osterreich vom 1. Juli 2022 betreffend Einkommensteuer
(Arbeitnehmerveranlagung) 2020 Steuernummer ***BF1StNr1*** zu Recht erkannt:

I. Der Beschwerde wird gemaf § 279 BAO teilweise Folge gegeben.

Der angefochtene Bescheid wird insofern abgeandert, als er im Spruch zu lauten hat:

Die Arbeitnehmerveranlagung ergibt fiir das Jahr 2020 eine Nachforderung in H6he von 651€

Die Bemessungsgrundlagen und die Hohe der festgesetzten Abgabe entspricht dem
Einkommensteuerbescheid (Beschwerdevorentscheidung) vom 11.Dezember 2023.

Il. Gegen dieses Erkenntnis ist eine ordentliche Revision an den Verwaltungsgerichtshof nach
Art. 133 Abs. 4 Bundes-Verfassungsgesetz (B-VG) zulassig.

Entscheidungsgriinde

I. Verfahrensgang

Mit Eingangsdatum vom 10. Marz 2022 wurde von der Beschwerdefiihrerin die Erklarung L1
zur Arbeitnehmerlnnenveranlagung fiir das Jahr 2020 eingereicht.
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Durch Bescheid vom 01. Juli 2022 wurde von der belangten Behérde die Einkommensteuer des
Jahres 2020 festgestellt. Der Bescheid wich von der Erklarung insbesondere insofern ab, als
dass Sonderausgaben fir Wohnraumschaffung nicht im beantragten Umfang gewahrt wurden.

Mittels Beschwerde vom 07.08.2022 begehrte die beschwerdefiihrende Partei die
Berucksichtigung von Aufwendungen fir Wohnraumschaffung in der Héhe von 2.920 €.
Begriindend flihrte sie aus, dass die belangte Behorde lediglich Aufwendungen in der Héhe von
700 € angenommen hatte. Weiters begehrte die Beschwerdefiihrerin sowohl den
Gesamtbetrag der Einkiinfte als auch die Sonderausgaben fiir freiwillige Weiterversicherungen
um 367,70 € herabzusetzen, da es sich bei dem Betrag in der Héhe von 464,82 €, die die
Pensionsversicherungsanstalt riickliberwies, nicht um Einkilinfte aus einer nichtselbstandigen
Arbeit handle, sondern um die Rickzahlung von Weiterversicherungsbetragen, die die PVA
zuvor irrigerweise eingezogen hatte. Die PVA hatte in Summe 832,52 € eingezogen. Da von
diesem Betrag 464,82 € auf Zeiten entfielen, in denen eine Pflichtversicherung vorlag, sei es zur
oben erwdhnten Rickiiberweisung gekommen. Bei richtiger Betrachtung des Sachverhaltes
seien somit um 464,82 € sowohl der Gesamtbetrag der Einklinfte als auch die
Sonderausgabenposition ,,Nachkauf von Versicherungszeiten, freiwillige
Weiterversicherungen” zu reduzieren.

Mit Beschwerdevorentscheidung vom 11. Dezember 2023 wurde der Beschwerde teilweise
stattgegeben. Wahrend von der belangten Behorde der Gesamtbetrag der Aufwendungen fiir
Wohnraumschaffung der Beschwerde entsprechend auf 2.920 € korrigiert wurde, hat die
belangte Behorde das Begehren auf Kiirzung von Sonderausgaben und des Gesamtbetrages
der Einklnfte unter Verweis auf die gesetzliche Bestimmung des § 25 Abs. 1 Z. 3 lit e EStG
abgewiesen.

In dem am 12. Januar 2024 eingelangten Vorlageantrag beantragte die Beschwerdefiihrerin
die Entscheidung durch das Bundesfinanzgericht. Nach Ansicht der Beschwerdefiihrerin
unterlage das Finanzamt einen Irrtum, wenn es in der Beschwerdevorentscheidung den § 25
EStG (unvollstdndig) zitiere. Dieser wiirde normieren, dass Einklinfte aus nichtselbststandiger
Arbeit nur insoweit vorlagen, als die Betrage als Sonderausgaben gemal § 18 das Einkommen

vermindert hatten.

Da im Einkommensteuerbescheid das Einkommen eines Kalenderjahres festgestellt werde, sei
das Einkommen in ihren Fall noch nicht durch die Sonderausgabe vermindert worden. Dies
geschehe bestenfalls gleichzeitig. Das Gesetz wiirde hier aber eindeutig die
Vergangenheitsform anwenden, weshalb riickgezahlte Weiterversicherungsbeitrdage nur dann
Einklnfte aus nichtselbststandiger Arbeit sein kdnnen, wenn sie in der Vergangenheit, also in
den Vorjahren bereits als Sonderausgeben geltend gemacht worden waren.

Im Fall stelle es sich wie folgt dar: Die PVA habe von ihrem Bankkonto im Jahr 2018 viermal den
Betrag von 208,13 € eingezogen. Dies sei am 10.01., 10.02., 10.03. und 10.04. des Jahres 2018
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geschehen. Am 26.5.2018 habe die PVA die Rickzahlung von 464,82 € gemeldet. Am
12.06.2018 sei der riickgezahlte Betrag von 464,82 € gutgeschrieben worden. Aus dem
Sachverhalt ergabe sich eindeutig, dass der riickgezahlte Betrag das Einkommen als
Sonderausgabe noch gar nicht hatte mindern kénnen. Dies hatte friihestens bei der
Veranlagung fir 2018 im Jahr 2019 geschehen kdnnen, sodass zum Zeitpunkt der
Lohnzettellibermittlung am 26.05.2018 noch keine Einkiinfte aus nichtselbststandiger Arbeit

vorlagen.

Il. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:

1. Sachverhalt

Die Beschwerdefiihrerin ist 6sterreichische Staatsbiirgerin und wohnhaft in der ***Strasse***
in ¥***XQrt****_Sje besitzt eine inlandische Bankverbindung, Sozialversicherungsnummer und
Telefonnummer. Die steuerliche Veranlagung erfolgt Giber die Erklarung zur
Arbeitnehmerveranlagung.

Flr das streitgegenstandlichen Jahr 2020 lagen Lohnzettel (L 16) des *****AG1****, der
rIEEEAG2**** der Pensionsversicherungsanstalt und der ***AG4*** vor,

Hierbei wurde auf dem Lohnzettel der Pensionsversicherungsanstalt unter der KZ 245 ein
Betrag von 464,82 € als steuerpflichtiger Bezug vermerkt. Im Wege der elektronischen
Datenibermittlung wurden von der Pensionsversicherungsanstalt Sonderausgaben in der Hohe
von 832,52 € fiir das Jahr 2020 gemeldet.

Mit Einkommensteuerbescheid vom 01. Juli 2022 wurden die in der Erklarung L1 zur
Arbeitnehmerlnnenveranlagung vom 09.03.2022, eingelangt am 10.03.2022 , von der
Beschwerdefiihrerin geltend gemachten Betrage fiir sonstige Werbungskosten und
Pendlerpauschale von der belangten Behorde beriicksichtigt.

Flir den Nachkauf von Versicherungszeiten und freiwilligen Weiterversicherungen wurden
832,52€ als abzugsfahige Sonderausgaben festgesetzt.

Mit Bescheid vom 11. Dezember 2023 wurde betreffend die in der Beschwerde geltend
gemachten Sonderausgaben fiir Wohnraumschaffung (KZ 456) ein Betrag in der Hohe von
531,62 € als Sonderausgaben beriicksichtigt.

Im Einkommensteuerbescheid 2020 vom 11. Dezember 2023 wurden (ua) somit bei der
Berechnung des zu versteuernden Einkommens vom Gesamtbetrag der Einklinfte
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Sonderausgaben in der Hohe 832,52 € fiir den Nachkauf von Versicherungszeiten und
freiwillige Weiterversicherungen sowie Sonderausgaben fir Wohnraumschaffung in der Héhe
von 531,62€ abgezogen. Durch die Berlicksichtigung dieser Sonderausgaben wurde das zu
versteuernde Einkommen im Sinne des § 2 Abs. 2 EStG um genannte Betrage vermindert.

2. Beweiswiirdigung

Die personlichen Daten und die Gbermittelten Lohnzettel waren dem Steuerakt sowie den
Angaben in der Arbeitnehmerveranlagung zu entnehmen.

Die geleisteten Zahlungen an die Pensionsversicherungsanstalt waren aus den tbermittelten
Kontoauszligen ersichtlich. Die Bestatigung Gber die Riickerstattung war dem Schreiben der
Pensionsversicherungsanstalt zu entnehmen. Die geleisteten Zahlungen fir
Wohnraumschaffung in der Héhe von 2.920 € war dem Schreiben der *****Bank**** vom
12.01.2021 zu entnehmen.

Warum im Vorlageantrag mehrmals auf die Zahlungen der Jahre 2018 verwiesen und
begriindet wird, dass diese erst 2019 als rlickgezahlter Betrag zu berlicksichtigen waren,
entschlielt dich dem Gericht, eingedenk der Tatsache, dass das streitgegenstandliche Jahr
2020 ist, nicht.

3. Rechtliche Beurteilung

3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abdnderung)

Zur Bundesabgabenordnung (BAO)

Nach § 269 BAO haben im Beschwerdeverfahren die Verwaltungsgerichte die Obliegenheiten
und Befugnisse, die den Abgabenbehdrden auferlegt und eingeraumt sind.

Laut § 279 BAO hat das Verwaltungsgericht -auBer in den Fallen des § 278 BAO- immer in der
Sache selbst mit Erkenntnis zu entscheiden. Es ist berechtigt, sowohl im Spruch als auch
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hinsichtlich der Begriindung seine Anschauung an die Stelle jener der Abgabenbehdrde zu
setzen und demgemaR den angefochtenen Bescheid nach jeder Richtung abzuandern,
aufzuheben oder die Bescheidbeschwede als unbegriindet abzuweisen.

Zum Einkommensteuergesetz (EStG)
§ 2 EStG normiert wie folgt:

(1) Der Einkommensteuer ist das Einkommen zugrunde zu legen, das der Steuerpflichtige
innerhalb eines Kalenderjahres bezogen hat.

(2) Einkommen ist der Gesamtbetrag der Einklinfte aus den im Abs. 3 aufgezahlten
Einkunftsarten nach Ausgleich mit Verlusten, die sich aus einzelnen Einkunftsarten ergeben,
und nach Abzug der Sonderausgaben (§ 18) und aulRergewohnlichen Belastungen (§§ 34 und
35) sowie des Freibetrags nach § 105.

(3) Der Einkommensteuer unterliegen nur:

(..or)

4.Einkinfte aus nichtselbstandiger Arbeit (§ 25),

(...)

Laut § 15 EStG liegen Einnahmen vor, wenn dem Steuerpflichtigen Geld oder geldwerte
Vorteile im Rahmen der Einkunftsarten des § 2 Abs. 3 Z 4 bis 7 EStG zuflieRen.

Nach § 19 EStG sind Einnahmen in jenem Kalenderjahr bezogen, in dem sie dem
Steuerpflichtigen zugeflossen sind. Laut Abs. 2 leg.cit. sind Ausgaben fiir das Kalenderjahr
abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind.

Einnahmen sind somit - ebenso wie bei der Gewinnermittlung nach § 4 Abs 3 - nach Mal3gabe
ihres Zuflusses zu erfassen. (Jakom/Ebner/Marschner EStG, 2025, § 15 Rz 3).

Ein Betrag ist zugeflossen, wenn der Empfanger iber ihn rechtlich und wirtschaftlich bzw.
tatsachlich verfligen kann, wenn sich der Zufluss also wirtschaftlich in einer Vermehrung des
Vermogens des Steuerpflichtigen auswirkt. (Jakom/Ebner/Marschner EStG, 2025, § 15 Rz 1)
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GemaR § 18 Abs. 1 Z 1a EStG sind Beitrage fir eine freiwillige Weiterversicherung einschlieBlich
des Nachkaufs von Versicherungszeiten in der gesetzlichen Pensionsversicherung als
Sonderausgaben abzuziehen. Sonderausgaben sind allerdings nur anzuerkennen, wenn die
Bezahlung nachgewiesen ist (VWGH 26.6.84, 83/14/0251).

Sonderausgaben werden vom Gesamtbetrag der Einklinfte abgezogen (§ 2 Abs 2 EStG; VWGH
28.5.97,94/13/0032); der Abzug bildet einen Bestandteil der Einkommensermittlung (VwGH
5.11.91, 91/14/0099).

Es gilt das Abflussprinzip (§ 19 Abs. 2 EStG), d.h. die Ausgaben sind flr das Kalenderjahr
abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind (VWGH 7.7.11, 2007/15/0155). MalRgebend ist
der Abfluss beim Zuwendenden i.S.d. § 19 EStG. Abgeflossen ist eine Ausgabe, wenn der
geleistete Betrag aus der Verfligungsmacht des Leistenden ausgeschieden ist (VWGH 17.10.84,
82/13/0266). Das ist bei einer Banklberweisung im Zeitpunkt der tatsdchlichen Belastung des
Kontos (Valutadatum) der Fall. (Jakom/Peyerl EStG, 2025, § 18 Rz 98)

Sonderausgaben, die vor dem 1.1.2017 getatigt wurden, konnen ausschlieRlich durch
Eintragung in der ESt-Erklarung geltend gemacht werden. Bestimmte Sonderausgaben, die seit
dem 1.1.2017 getétigt wurden und werden, sind hingegen nur mehr dann als Sonderausgaben
abzugsfahig, wenn sie die empfangende Organisation der Finanzverwaltung im Wege des
automatischen Datenaustausches gemeldet hat. Dadurch soll der Steuerpflichtige entlastet
werden, weil er seine Angaben nicht mehr belegen muss und die Finanzverwaltung, weil sie die
Ubermittelten Sonderausgaben-Daten automatisiert in den Bescheid ibernehmen kann und zu
Unrecht angesetzte Betrage verhindert werden (vgl ErlRV 684 BIgNR XXV. GP, 14; BMF-Info v
11.12.17).

Von der Datenibermittlung sind Beitrage fir eine freiwillige Weiterversicherung und den
Nachkauf von Versicherungszeiten in der gesetzlichen PV erfasst (§ 18 Abs 1 Z 1a iVm § 18 Abs.
8 EStG).

Laut § 25 EStG zahlen Riickzahlungen von Beitragen fur freiwillige Weiterversicherungen
einschliellich des Nachkaufs von Versicherungszeiten in der gesetzlichen Pensionsversicherung
zu den Einkilinften aus nichtselbststandiger Arbeit. Einkilinfte aus nichtselbststandiger Arbeit
liegen nur insoweit vor, als die Beitrage als Sonderausgaben gemaR § 18 EStG das Einkommen
vermindert haben.

Nach § 69 Abs. 9 EStG hat bei Auszahlung von Bezligen im Sinne des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e die
auszahlende Stelle bis 31. Janner des Folgejahres einen Lohnzettel zur Bericksichtigung dieser
Beziige im Veranlagungsverfahren auszustellen und dem Finanzamt zu Gbermitteln. Ein
vorlaufiger Lohnsteuerabzug hat zu unterbleiben.
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Rickzahlungen durch die PVA von Beitragen fur freiwillige Weiterversicherungen sind gemaR §
25 Abs. 1 Z. 3 lit. e EStG 1988 in Verbindung mit § 19 Abs. 1 EStG 1988 als Einkilinfte aus
nichtselbstandiger Arbeit in dem Kalenderjahr zu versteuern, in welchem dem
Beschwerdefiihrer die Riickzahlung zugeflossen ist.

Zum Vorbringen der Beschwerdefiihrerin

Nach Ansicht der Beschwerdefiihrerin ist die Bestimmung des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e EStG, da das
Gesetz hier die Vergangenheitsform verwendet, derart zu interpretieren, dass eventuell
erfolgte Riickzahlungen erst in den Folgejahren zu berticksichtigen sind.

Wenn diese Auslegung auch durchaus ingenios und nachvollziehbar wirkt, ist ihr nach Ansicht
des erkennenden Gerichts aus mehreren Griinden nicht zu folgen.

Vorerst ist der Beschwerdefiihrerin Recht zu geben, dass die Vergangenheitsform den Eindruck
erwecken moge, dass die jeweilige Bertlicksichtigung von Sonderzahlungen und deren
Rickzahlungen in nachgelagerten Veranlagungszeitraumen erfolgen missten.

Nach Ansicht des erkennenden Gerichts ist dies aber in einem einfachen Ursache-Wirkung
Verhaltnis zu sehen.

Wenn es sich um Rickzahlungen handelt, ist implizit anzusprechen, dass zuvor Zahlungen
erfolgt sein miissen. Da also zuerst Beitrage gezahlt werden, die dann riickgezahlt werden, liegt
eine eindeutige zeitliche Abfolge vor, bei der die Zahlung vor der Riickzahlung liegt. Wenn das
Gesetz somit die Wortfolge ,vermindert haben” verwendet, ist dies nur die Beschreibung eines
duleren Vorganges, einer zeitlichen Abfolge der Ereignisse, welche nicht auf ein Kalenderjahr
oder die Erfassung in einer Erklarung zu beschranken ist. Im vorliegenden Fall waren auch
zuerst liquide Abgdnge zu verzeichnen, ehe diese wieder (verfugbar) riickgezahlt wurden.

Nach Ansicht des Gerichts ist nicht nur der Wortinterpretation, sondern vor allem der
teleologischen Interpretation nach zu schlieRen, dass in einem ersten Schritt zu erfassen sein
soll, ob Beitrdge geleistet worden sind, die als Sonderausgaben in Betracht kommen, danach,
ob diese als Sonderausgaben beriicksichtigt worden sind und in welcher Héhe und sodann, ob
hier eine Riickzahlung im Sinne der Norm erfolgt ist. Dieser schrittweisen Erfassung wird
hierbei mit den interpretationswiirdigen Worten ,vermindert haben” Ausdruck verliehen.

Wenn man nun den Ausfiihrungen der Beschwerdefihrerin folgt, waren im konkreten Fall
Uberhaupt keine Riickzahlungen zu beriicksichtigen. Wenn die Belastung im Jahr 2020 erfolgt
und der Meinung der Beschwerdefiihrerin folgend, durch die Wortfolgen ,vermindert haben”
erst ein Jahr spater mogliche Riickzahlungen zu berticksichtigen waren, kénnen diese jedoch
nicht bericksichtigt werden, da, wie ausgefiihrt, Zahlungen gemaf} § 19 Abs. 1 EStG im Jahr des

7 von 10



Seite 8 von 10

Zuflusses als Einnahmen zu erfassen sind. Es wdre also auch nicht mdglich, sie in Folgejahren zu
beriicksichtigen.

Es ist dem Gesetzgeber aber nicht zu unterstellen, dass er fiir diesen Fall eine Liicke im Sinne
einer steuerlichen Nichtberiicksichtigung der Riickzahlungen beabsichtigt hat.

Die von der Beschwerdeflihrerin angedachte doppelte Berlicksichtigung steht auch gegen die
gesetzliche Normierung, dass Sonderausgaben wie ausgefiihrt, durch die Meldung im Wege
des automatischen Datenaustausches und nicht deren Berticksichtigung in der Erklarung
abzugsfahig gemacht werden. Eine Moglichkeit der Kiirzung der Sonderausgaben durch
Verrechnung mit Riickzahlungen ist dem Gesetz nicht zu entnehmen.

SchlieBlich sei noch auf die explizite gesetzliche Normierung zu verweisen, nach der Ausgaben
im Jahr der Belastung und Einnahmen im Jahr des Zuflusses zu erfassen sind. Genau dies wurde
im vorliegenden Fall von der belangten Behérde gemacht.

Fiir den Fall ergibt sich daraus

Das erkennende Gericht sieht die in der Beschwerde geltend gemachten Sonderausgaben fiir
Wohnraumschaffung, wie im Bescheid vom 11. Dezember 2023 ausgefihrt, als abzugsfahig an.
In der Beschwerdevorentscheidung wurden diese daher bereits korrekt berilicksichtigt. Die in
der Beschwerdevorentscheidung gewahrten Werbungskosten werden ebenfalls als abzugsfahig
angesehen wie das in dieser gewdhrte Pendlerpauschale.

Wie in der Beschwerdevorentscheidung ersichtlich, wurden die Sonderausgaben vom
Gesamtbetrag der Einkiinfte abgezogen und haben damit das zu versteuernde Einkommen
verringert.

Rickzahlungen von Pensionsbeitragen sind, wie angefiihrt, in dem Jahr zu erfassen, in dem sie
zugeflossen sind. Fiir die Sonderausgaben gilt das Abflussprinzip. Sonderausgaben sind fir das
Kalenderjahr abzusetzen, in dem sie geleistet worden sind (VWGH 7.7.11, 200/15/0155). Wie
aus den libermittelten Bankbelegen ersichtlich, wurden die Zahlungen an die
Pensionsversicherungsanstalt im Jahr 2020 (10.01.2020, 10.02.2020,10.03.2020 und
14.04.2020) getatigt. Sie waren daher bei der Berechnung der Einkommensteuer des Jahres
2020 zu erfassen. Die Beriicksichtigung im Bescheid vom 01. Juli 2022 war somit als korrekt zu
beurteilen.

Die Riickerstattung in der Hohe von 464,82 € erfolgte im Juni 2020 mit Buchungstag 12.06. auf
das Konto und damit in die Verfligungsgewalt der Beschwerdefiihrerin.
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Das Jahr der Erstattung dieser Betrdge war daher 2020 und in diesem zu erfassen (VWGH
31.5.17, Ra 2016/13/0013).

Dass Sonderausgaben im Jahr der Belastung abzugsfahig sind, ergibt sich aus dem Gesetz,
ebenso, dass die Riickzahlungen als Einnahmen im Jahr des Zuflusses zu beriicksichtigen sind.

Im vorliegenden Fall erfolgten die Zahlungen von Januar bis April, die Rickzahlung im Mai. Es
erfolgte also zuerst der Abfluss und erst spater der Riickfluss. Die Eignung als Sonderausgaben
war gegeben. Die Beriicksichtigung ist erfolgt.

Die Berticksichtigung der Sonderzahlung und der Riickzahlung im Jahr 2020 entspricht dem
Gesetz.

Durch die gesetzliche Normierung der Beriicksichtigung der Sonderausgaben sieht das
erkennende Gericht im streitgegenstandlichen Fall auch keinen Raum fiir die teilweise
Nichtberlicksichtigung und selbststandige Kiirzung der Sonderausgaben und des Einkommens.

3.2.  Zu Spruchpunkt Il. (Revision)

Gegen ein Erkenntnis des Bundesfinanzgerichtes ist die Revision zuldssig, wenn sie von der
Losung einer Rechtsfrage abhangt, der grundsatzliche Bedeutung zukommt, insbesondere weil
das Erkenntnis von der Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofes abweicht, eine solche
Rechtsprechung fehlt oder die zu I6sende Rechtsfrage in der bisherigen Rechtsprechung des
Verwaltungsgerichtshofes nicht einheitlich beantwortet wird.

Die Bestimmung des § 18 Abs. 1 Z. 1a EStG wurde durch das StRefG 2015/2016 eingefuhrt, der
Tatbestand des § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e EStG wurde durch das BudBG 2009 in die Rechtsordnung
aufgenommen. Hochstgerichtliche Entscheidungen hierzu liegen noch nicht zahlreich vor. Wie
demnach die Wortfolge ,vermindert haben” im § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e EstG zu deuten ist und ob,
wie von der Beschwerdefiihrerin amplifiziert, dies so zu interpretieren ist, dass Riickzahlungen
im Sinne des § 25 Abs. 1 Z. 3 lit. e EStG erst in spateren Kalenderjahren als die
vorausgegangenen Sonderausgaben zu beriicksichtigen sind und dass, wenn Sonderausgaben
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nach § 18 Abs. 1 Z 1a EStG und Riickzahlungen nach § 25 Abs. 1 Z 3 lit. e EStG im selben Jahr
erfolgen, dies anders zu bewerten ist, als wenn die Riickzahlungen in einem spateren
Veranlagungsjahr erfolgen und wie von der Beschwerdefiihrerin ausgefiihrt, im Falle dass
Sonderausgaben und Riickzahlungen im selben Jahr erfolgen, der Gesamtbetrag der Einkiinfte
und die abzugsfahigen Sonderausgaben gekiirzt (also mathematisch verrechnet) werden
sollen, war — soweit dem erkennenden Gericht ersichtlich- noch nicht einer héchstgerichtlich
Entscheidung vorbehalten. Die ordentliche Revision war daher zuzulassen.

Klagenfurt am Wérthersee, am 5. September 2025

10 von 10



	Entscheidungsgründe
	I. Verfahrensgang
	II. Das Bundesfinanzgericht hat erwogen:
	1. Sachverhalt
	2. Beweiswürdigung
	3. Rechtliche Beurteilung
	3.1. Zu Spruchpunkt I. (Abänderung)
	3.2. Zu Spruchpunkt II. (Revision)




